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Grundsätze analog herangezogen werden. Bei der Ablösung handelt es sich um einen
öffentlich-rechtlichen Vertrag, der die hoheitliche Erhebung von Kostenerstattungsbe-
trägen ausschließt und eine für beide Seiten endgültige Regelung der Verpflichtung
zur Kostentragung und die Modalitäten dazu darstellen soll. Ähnlich wie beim Er-
schließungsbeitrag ist eine Ablösungsvereinbarung aber nur zulässig, wenn die Ge-
meinde sich vorher allgemeine Bestimmungen über die Ablösung gegeben hat; es
dürfen nur solche Ablösungsverträge eingegangen werden, die in inhaltlicher Überein-
stimmung mit diesen Bestimmungen und unter Offenlegung der auf ihrer Grundlage
ermittelten Ablösebeträge abgeschlossen werden.

Zweites Kapitel
Besonderes Städtebaurecht

Erster Teil
Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 136
Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen

(1) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen in Stadt und Land, deren einheitli-
che Vorbereitung und zügige Durchführung im öffentlichen Interesse liegen,
werden nach den Vorschriften dieses Teils vorbereitet und durchgeführt.

(2) 1Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen sind Maßnahmen, durch die ein
Gebiet zur Behebung städtebaulicher Mißstände wesentlich verbessert oder
umgestaltet wird. 2Städtebauliche Mißstände liegen vor, wenn
1. das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen

Beschaffenheit den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der in ihm wohnenden oder
arbeitenden Menschen nicht entspricht oder

2. das Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben erheblich beeinträchtigt ist, die
ihm nach seiner Lage und Funktion obliegen.

(3) Bei der Beurteilung, ob in einem städtischen oder ländlichen Gebiet städte-
bauliche Missstände vorliegen, sind insbesondere zu berücksichtigen
1. die Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder die Sicherheit der in dem Gebiet

wohnenden und arbeitenden Menschen in Bezug auf
a) die Belichtung, Besonnung und Belüftung der Wohnungen und Ar-

beitsstätten,
b) die bauliche Beschaffenheit von Gebäuden, Wohnungen und Arbeits-

stätten,
c) die Zugänglichkeit der Grundstücke,
d) die Auswirkungen einer vorhandenen Mischung von Wohn- und Ar-

beitsstätten,
e) die Nutzung von bebauten und unbebauten Flächen nach Art, Maß

und Zustand,
f) die Einwirkungen, die von Grundstücken, Betrieben, Einrichtungen

oder Verkehrsanlagen ausgehen, insbesondere durch Lärm, Verunrei-
nigungen und Erschütterungen,

g) die vorhandene Erschließung;
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2. die Funktionsfähigkeit des Gebiets in Bezug auf
a) den fließenden und ruhenden Verkehr,
b) die wirtschaftliche Situation und Entwicklungsfähigkeit des Gebiets

unter Berücksichtigung seiner Versorgungsfunktion im Verflechtungs-
bereich,

c) die infrastrukturelle Erschließung des Gebiets, seine Ausstattung mit
Grünflächen, Spiel- und Sportplätzen und mit Anlagen des Gemeinbe-
darfs, insbesondere unter Berücksichtigung der sozialen und kulturel-
len Aufgaben dieses Gebiets im Verflechtungsbereich.

(4) 1Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen dienen dem Wohl der Allgemein-
heit. 2Sie sollen dazu beitragen, dass
1. die bauliche Struktur in allen Teilen des Bundesgebiets nach den sozialen,

hygienischen, wirtschaftlichen und kulturellen Erfordernissen entwickelt
wird,

2. die Verbesserung der Wirtschafts- und Agrarstruktur unterstützt wird,
3. die Siedlungsstruktur den Erfordernissen des Umweltschutzes, den Anfor-

derungen an gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen der Bevölkerung
und der Bevölkerungsentwicklung entspricht oder

4. die vorhandenen Ortsteile erhalten, erneuert und fortentwickelt werden,
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbilds verbessert und den Erfor-
dernissen des Denkmalschutzes Rechnung getragen wird.

3Die öffentlichen und privaten Belange sind gegeneinander und untereinander
gerecht abzuwägen.

A N M E R K U N G E N :

Übersicht Rdnr.

1. Allgemeines (Abs. 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1

2. Der Begriff der städtebaulichen Missstände (Abs.2 und 3) . . . . . . . . . . . 7

3. Die Ziele der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen (Abs. 4) . . . . . . . . 13

1. Allgemeines (Abs.1)

§ 136 Abs. 1 enthält die allgemeine Anordnung, dass städtebauliche Sanierungsmaß-
nahmen in Stadt und Land, deren einheitliche Vorbereitung und Durchführung im
öffentlichen Interesse liegt, nach den Vorschriften der §§ 136 ff. vorbereitet und durch-
geführt werden sollen. Die Vorschrift postuliert damit keine – ggf. gerichtlich von
Dritten durchsetzbare – Verpflichtung für die Gemeinde, tätig zu werden, wenn die
entsprechenden Voraussetzungen für städtebauliche Sanierungsmaßnahmen vorlie-
gen. Dies ergibt sich letztlich auch aus dem begrenzten Finanzrahmen, der den Ge-
meinden zur Durchführung städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen zur Verfügung
steht. Allerdings ist die in § 136 Abs.1 zum Ausdruck kommende Wertung des Gesetz-
gebers dahingehend zu verstehen, dass bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen
für Sanierungsmaßnahmen das Erfordernis für die Anwendung des BauGB «vermu-
tet» werden kann (so auch Krautzberger, in: BKL, § 136 Rdnr.7).

Ebensowenig enthalten die §§ 136 ff. abschließende Regelungen für Sanierungen; viel-
mehr sind auch bei Anwendung des Sanierungsrechts etwa andere städtebauliche Vor-
schriften des BauGB anwendbar.
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Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen zeichnen sich durch ihren ganzheitlichen Cha-
rakter aus. Es handelt sich dabei nicht um Einzelmaßnahmen an bestimmten Gebäu-
den, Gebäudegruppen, Straßen, Plätzen oder sonstigen baulichen Anlagen, sondern
um jeweils gebietsbezogene Gesamtmaßnahmen. Dies folgt letztlich auch aus der An-
ordnung des § 136 Abs.1, dass eine einheitliche Vorbereitung und zügige Durchfüh-
rung im öffentlichen Interesse liegen muss. Zugrunde liegen muss also eine planeri-
sche Konzeption durch die Gemeinde in inhaltlicher, zeitlicher und finanzieller Hin-
sicht, die eine Vielzahl miteinander in Zusammenhang stehender Einzelmaßnahmen
verbindet. Dabei kann eine Einzelmaßnahme – wie etwa die Umgestaltung eines zent-
ralen Platzes oder die Auslagerung eines störenden Betriebs aus der Innenstadt – im
Vordergrund stehen (vgl. OVG Saar, Urt. v. 31.3.1993 – 2 N 1/91 – �· 3795). Isolierte
«Sanierungsmaßnahmen», die keinen erhöhten Koordinationsbedarf aufweisen, kön-
nen aber nicht über §§ 136 ff. abgewickelt werden. Zur zügigen Durchführung vgl.
OVG RhPf, Urt. v. 18. 4. 2002 – 1 C 10590/01 – 3700.

Ein öffentliches Interesse an der Durchführung einer städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahme liegt nur vor, wenn ein besonderer städtebaulicher Rechtfertigungsgrund dafür
gegeben ist, dass hoheitliche Maßnahmen zur Behebung der städtebaulichen Miss-
stände eingesetzt werden. Lassen sich die Missstände auch durch freiwillige Initiative
von Privaten beheben, bleibt für §§ 136 ff. kein Raum, allerdings kommt der Gemein-
de bei der Beurteilung dieser Frage ein breiter Gestaltungsspielraum zu.

Die ganzheitliche Sichtweise verbietet es der Gemeinde allerdings nicht, die Sanierung
abschnittsweise anzugehen. Im Gegenteil wird wegen der regelmäßig auch aufwendi-
gen Umsetzung miteinander verwobener Maßnahmen und angesichts der begrenzten
finanziellen Mittel einer Gemeinde nur eine zeitlich gestreckte Durchführung möglich
sein. Die Sanierung ist nach den Vorstellungen des Gesetzgebers ein Prozess, der
als Gesamtmaßnahme eine Koordination sehr unterschiedlicher Einzelmaßnahmen
fordert und der im Ergebnis eine wertsteigernde Wirkung für die im Sanierungsgebiet
liegenden Grundstücke bewirkt. Dieser Vorteil rechtfertigt auch eine längere Dauer
der Sanierung als sie etwa das Instrument der Veränderungssperre enthält. Daher ist
die städtebauliche Sanierung auch bei sehr langer Dauer keine Enteignung, sondern
nur eine Inhalts- und Schrankenbestimmung i.S.d. Art. 14 Abs.1 Satz 2 GG (BVerwG,
Urt. v. 7. 6. 1996 – 4 B 91.96 – �· 0556). Allerdings sind Sanierungsmaßnahmen, deren
Realisierung in absehbarer Zeit nicht zu erwarten sind, rechtswidrig. Welcher Zeit-
raum «absehbar» in diesem Sinne ist, ist je nach den konkreten Gegebenheiten prog-
nostisch abzuschätzen (BVerwG, Urt. v. 10.7.2003 – 4 CN 2.02 – �· 0232). Der Gesetzge-
ber hat jetzt in § 142 Abs.3 Satz 3 eine prinzipielle Höchstfrist von 15 Jahren für die
Sanierung eingeführt.

Anzuwenden sind die §§ 136 ff. auf Sanierungsmaßnahmen in Stadt und Land. Damit
bringt das Gesetz zum Ausdruck, dass städtebauliche Sanierungsmaßnahmen nicht
nur im städtischen Bereich, sondern auch auf dem Land, etwa in Dörfern, in Frage
kommen. Anwendungsvoraussetzung ist insoweit nur, dass in dem betreffenden Ge-
biet städtebauliche Missstände angetroffen werden.

2. Der Begriff der städtebaulichen Missstände (Abs.2 und 3)

§ 136 Abs. 2 Satz 1 definiert den Begriff der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme
dahingehend, dass es sich um Maßnahmen handeln muss, durch die ein Gebiet zur
Behebung städtebaulicher Missstände wesentlich verbessert oder umgestaltet wird.
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Zentraler Bestandteil für diese Definition ist also der Begriff des städtebaulichen Miss-
stands. Ziel der Sanierung ist immer die Behebung des Missstands. Das muss jedoch
nicht in jedem Fall eine sog. Totalsanierung des Gebiets bedeuten; vielmehr kann
es genügen, wenn durch entsprechende Maßnahmen der Gemeinde die Missstände
gemildert und so das Gebiet wesentlich verbessert wird (Krautzberger, in: BKL, § 136
Rdnr. 11).

§ 136 Abs. 2 Satz 2 enthält die Bestimmung, wann nach Auffassung des Gesetzgebers
solche städtebaulichen Missstände vorliegen. Dabei können zwei Grundfälle unter-
schieden werden, nämlich einmal Substanzmängel, die vorliegen, wenn ein Gebiet
nach seiner vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit nicht
den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder an
die Sicherheit der in ihm wohnenden und arbeitenden Menschen entspricht (§ 136
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1), und zum anderen Funktionsmängel, die gegeben sind, wenn das
Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben beeinträchtigt ist, die ihm nach seiner Lage und
Funktion obliegen (§ 136 Abs.2 Satz 2 Nr.2). Die beiden Tatbestände können sich auch
überschneiden (OVG NW, Urt. v. 23.10.2008 – 7 D 37/07.NE – 3291).

Ausgangspunkt für die Umschreibung des städtebaulichen Missstands ist also die vor-
handene Bebauung bzw. die sonstige Beschaffenheit des Gebiets, demnach der «Ist»-
Zustand. Wegen der auf Umgestaltung gerichteten Zielsetzung der städtebaulichen
Maßnahme ist aber auch und gerade der Endpunkt der planerischen Konzeption der
Gemeinde mit einzubeziehen. Dies gilt auch für die Funktionsmängelsanierung. Gera-
de für diesen Tatbestand ist es kennzeichnend, dass der städtebauliche Missstand mit
der zukünftigen Struktur und Funktion des Sanierungsgebiets im gemeindlichen Be-
reich begründet wird. Zur zukünftigen Funktion gehört sowohl das, was nach dem
Sanierungskonzept erhalten, als auch das, was durch einen Funktionswandel erreicht
werden soll (BVerwG, Urt. v. 6. 7. 1984 – 4 C 14.81 – �· 1098).

§ 136 Abs. 3 zählt nicht abschließend die wichtigsten Kriterien auf, nach denen sich
beurteilt, ob städtebauliche Missstände vorliegen. Dabei unterteilt das Gesetz wieder
zwischen Kriterien im Hinblick auf Substanzmängel (§ 136 Abs. 3 Nr.1) und auf Funk-
tionsmängel (§ 136 Abs.3 Nr.2).

Für die Fragen der ausreichenden Belichtung, Besonnung und Belüftung (§ 136 Abs.3
Nr.1 a), der baulichen Beschaffenheit der Gebäude, Wohnungen und Arbeitsstätten
(§ 136 Abs. 3 Nr. 1 b) sowie der Zugänglichkeit der Grundstücke (§ 136 Abs.3 Nr.1 c)
kann auf die Anforderungen der Landesbauordnungen zurückgegriffen werden. § 136
Abs. 3 Nr. 1 d weist die Auswirkungen einer vorhandenen Mischung von Wohn- und
Arbeitsstätten als städtebaulichen Missstand aus; insoweit muss es sich dabei um eine
städtebaulich nicht vertretbare Mischung handeln, die zu störenden Nutzungskonflik-
ten führt. Hier sind insbesondere auch die Vorgaben der BauNVO für die Beurteilung
maßgebend. Dies gilt ebenso für den Tatbestand des § 136 Abs. 3 Nr.1 e, der die –
städtebaulich negative – Nutzung von bebauten und unbebauten Flächen nach Art,
Maß und Zustand in den Katalog der städtebaulichen Missstände einbezieht. Insoweit
ist an innerstädtische Brachflächen, zu dichte Bebauungen, aber auch an Gemengela-
gen zu denken. Zu den städtebaulichen Missständen gehören schließlich auch Einwir-
kungen, die von Grundstücken, Betrieben, Einrichtungen oder Verkehrsanlagen aus-
gehen (§ 136 Abs. 3 Nr. 1 f); dieser Tatbestand erfasst – in Abgrenzung zu § 136 Abs.3
Nr.1 d – Fälle, in denen die negativen Auswirkungen (auch) auf das umliegende Gebiet
ausstrahlen. Schließlich kann auch die unzureichende vorhandene Erschließung einen
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städtebaulichen Missstand begründen (§ 136 Abs.3 Nr.1 g); gemeint ist hier die pla-
nungsrechtliche Erschließung nach §§ 30 ff., abzustellen ist also auf die Erschließung
hinsichtlich Straße, Wasser, Abwasser und Energie. Fehlende Infrastruktureinrichtun-
gen wie Kindergärten, Schulen oder Krankenhäuser begründen insoweit keinen städte-
baulichen Missstand (vgl. aber § 136 Abs.3 Nr.2 c).

§ 136 Abs. 3 Nr. 2 enthält Anhaltspunkte für das Vorliegen von Funktionsmängeln. Der
Gesetzgeber spricht insoweit zunächst die Funktionsfähigkeit des Gebiets in Bezug
auf den fließenden und ruhenden Verkehr an (§ 136 Abs.3 Nr.2 a); hier geht es insbe-
sondere um – von vornherein oder durch Entwicklungen bedingt – unzureichend di-
mensionierte Verkehrsflächen, zu geringe Anzahl von Kfz-Stellplätzen oder auch um
vom Verkehr ausgelöste Immissionen. § 136 Abs.3 Nr.2b betrachtet die Funktionsfä-
higkeit im Hinblick auf die wirtschaftliche Situation und Entwicklungsfähigkeit des
Gebiets unter Berücksichtigung seiner Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich,
hier ergeben sich Missstände vor allem aus dem Fehlen von Einkaufsmöglichkeiten
oder sonstigen Dienstleistungsangeboten im Nahbereich von Wohnungen. Der Ver-
flechtungsbereich kann sich – je nach den Umständen des Einzelfalls – auch auf
benachbarte Gemeindegebiete erstrecken; hier ist denkbar, dass sich etwa die Errich-
tung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs in einer Nachbargemeinde erheblich
auf die Einzelhandelsstruktur der Innenstadt auswirken kann. Schließlich kann sich
ein Funktionsmangel auch aus Defiziten in der infrastrukturellen Erschließung des
Gebiets, seine Ausstattung mit Grünflächen, Spiel- und Sportplätzen und mit Anlagen
des Gemeinbedarfs, insbesondere unter Berücksichtigung der sozialen und kulturellen
Aufgaben dieses Gebiets im Verflechtungsbereich ergeben (§ 136 Abs.3 Nr.2 c); inso-
weit geht es sowohl um die klassischen Maßnahmen der Infrastruktur – wie z.B.
Kindergärten, Schulen und Krankenhäuser –, sondern auch um kulturelle Einrichtun-
gen wie Kinos oder Museen. Auch Defizite in der energetischen Infrastruktur können
funktionelle Missstände begründen (Krautzberger, in: BKL, § 136 Rdnr.17).

3. Die Ziele der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen (Abs.4)

§ 136 Abs. 4 Satz 1 enthält den Grundsatz, dass städtebauliche Sanierungsmaßnahmen
dem Wohl der Allgemeinheit dienen. Die Vorschrift ordnet keine Fiktion in dem Sinne
an, dass jede städtebauliche Sanierungsmaßnahme dem Allgemeinwohl entspreche,
sondern regelt nur die Selbstverständlichkeit, dass städtebauliche Sanierungsmaßnah-
men nicht Einzelinteressen, sondern den Allgemeininteressen untergeordnet sind.

§ 136 Abs. 4 Satz 2 nennt die einzelnen Ziele der städtebaulichen Sanierung. Sie soll
dazu beitragen, dass die bauliche Struktur in allen Teilen des Bundesgebiets nach
den sozialen, hygienischen, wirtschaftlichen und kulturellen Erfordernissen entwickelt
wird (§ 136 Abs. 4 Satz 2 Nr.1), dass die Verbesserung der Wirtschafts- und Agrarstruk-
tur unterstützt wird (Abs.4 Satz 2 Nr.2), dass die Siedlungsstruktur den Erfordernissen
des Umweltschutzes, den Anforderungen an gesunde Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen der Bevölkerung und der Bevölkerungsentwicklung entspricht (Abs.4 Satz 2 Nr.3)
oder dass die vorhandenen Ortsteile erhalten, erneuert und fortentwickelt werden,
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbilds verbessert und den Erfordernissen des
Denkmalschutzes Rechnung getragen wird (Abs.4 Satz 2 Nr.4). Die Sanierung muss
dabei mindestens einem dieser Ziele dienen, darf danach aber auch andere, nicht in
§ 136 Abs. 4 Satz 2 enthaltene Zwecke verfolgen. So kann neben der Substanzerneue-
rungsfunktion auch die Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung in
ihrer jeweils bestehenden Sozialstruktur in einem Sanierungsgebiet maßgebend sein.
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Diese sozialgestaltende Schutzfunktion ist nicht nur Milieuschutzsatzungen i.S.d.
§ 172 Abs. 1 Nr. 2 vorbehalten (vgl. OVG Bln, Urt. v. 10.10.1995 – 2 S 7.95 – �· 2680).
Zulässiges Ziel eines Sanierungskonzepts kann es auch sein, die angestammte Wohn-
bevölkerung des Gebiets vor Verdrängung infolge sanierungsbedingter Mietsteigerun-
gen zu schützen (BVerwG, Urt. v. 24.5.2006 – 4 C 9.04 – �· 0128).

Nach § 136 Abs. 4 Satz 3 hat die Gemeinde bei der Entscheidung über die Durchfüh-
rung von städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen die öffentlichen und privaten Belan-
ge gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Dieses spezielle Abwägungs-
gebot ist bewusst dem Gebot des § 1 Abs.7 stark angenähert. Allerdings stehen die
Entscheidung, ob saniert werden soll, und die förmliche Ausweisung eines Sanie-
rungsgebiets am Anfang einer Sanierungsmaßnahme; von daher können an die inso-
weit vorzunehmende Abwägung in diesem Verfahrensstadium nur geringe Anforde-
rungen an die Konkretisierung der Sanierungsziele und die Bewältigung von durch
das Sanierungsvorhaben ausgelösten Konflikten gestellt werden (OVG Saar, Urt.
v. 31. 3. 1993 – 2 N 1/91 – �· 3795; vgl. zum Umfang der Abwägung auch OVG RhPf,
Urt. v. 24. 4. 1991 – 10 C 11555/90 – �· 3726). Einzubeziehen sind daher alle öffentlichen
sowie alle privaten Belange der Betroffenen. Mündet die Sanierungsmaßnahme in den
Erlass eines Bebauungsplans, hat die Gemeinde ohnedies das Abwägungsgebot des
§ 1 Abs. 7 zu beachten.

§ 137
Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen

1Die Sanierung soll mit den Eigentümern, Mietern, Pächtern und sonstigen
Betroffenen möglichst frühzeitig erörtert werden. 2Die Betroffenen sollen zur
Mitwirkung bei der Sanierung und zur Durchführung der erforderlichen bauli-
chen Maßnahmen angeregt und hierbei im Rahmen des Möglichen beraten
werden.

A N M E R K U N G E N :

Übersicht Rdnr.

1. Allgemeines . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1

2. Die Erörterungspflicht (Satz 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

3. Die Anregungs- und Beratungspflicht (Satz 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

1. Allgemeines

§ 137 enthält zwei für den Ablauf der Sanierung ganz wesentliche Verpflichtungen
der Gemeinde:

– Sie soll die Sanierung mit den Eigentümern, Mietern, Pächtern und sonstigen
Betroffenen möglichst frühzeitig erörtern und

– sie soll die Betroffenen zur Mitwirkung bei der Sanierung und zur Durchführung
der erforderlichen baulichen Maßnahmen anregen und sie hierbei im Rahmen
des Möglichen beraten.

Die Beteiligungs- und Mitwirkungspflichten stehen selbständig neben anderen Instru-
menten der Bürgerbeteiligung etwa im Rahmen einer Bauleitplanung nach § 3 oder
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einer Umlegung nach § 50. Wie die entsprechenden Pflichten im Einzelfall von der
Gemeinde umgesetzt werden, steht ihr frei, solange und soweit die gesetzgeberischen
Ziele erreicht werden. In diesem Zusammenhang ist es denkbar, dass die Gemeinde
z. B. eine Erörterung nach § 137 Satz 1 mit der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung
nach § 3 Abs. 1 verbindet (OVG NW, Urt. v. 23.10. 2008 – 7 D 37/07.NE – 3291).

2. Die Erörterungspflicht (Satz 1)

Die Erörterungspflicht hat mehrere Zwecksetzungen. Zunächst soll sie einen hohen
Informationsgrad bei den Betroffenen – also Eigentümern, Mietern, Pächtern, sonsti-
gen Nutzungsberechtigten und Arbeitnehmern in den von der Sanierung betroffenen
Betrieben – garantieren. Dies dient zum einen der möglichst frühzeitigen Wahrung
ihrer Rechtspositionen im Hinblick auf die weit reichenden Eingriffsmöglichkeiten
der Gemeinde, aber zum anderen auch und gerade einer Erhöhung der Akzeptanz der
Sanierung bei den Betroffenen.

Der Kreis der Betroffenen kann dabei auch über die Personen hinausgehen, die im
Sanierungsgebiet Eigentum haben, wohnen und arbeiten und sich auch auf angren-
zende Gebiete beziehen, wenn die Sanierung entsprechende Auswirkungen zeitigen
kann.

Die Erörterung hat möglichst frühzeitig zu erfolgen; einen bestimmten Zeitpunkt
schreibt die Regelung nicht vor. Auch hier ist wieder die gesetzgeberische Zielsetzung
zu beachten. Die Erörterung ist Teil des Sanierungsprozesses und deshalb immer zu
wiederholen, wenn sich im Laufe der Sanierung für die Betroffenen wesentliche Rah-
menbedingungen ändern.

3. Die Anregungs- und Beratungspflicht (Satz 2)

Die Pflicht der Gemeinde, die Betroffenen zur Mitwirkung bei der Sanierung und zur
Durchführung der erforderlichen baulichen Maßnahmen anzuregen sowie sie hierbei
im Rahmen des Möglichen zu beraten, ist Ausdruck der dem Sanierungsrecht allge-
mein innewohnenden Prinzipien der Kooperation und der Subsidiarität: Im Vorder-
grund steht die einvernehmliche Durchführung der Sanierung; sie soll von den Betrof-
fenen selbst ohne Anwendung von Zwangsmaßnahmen vollzogen werden.

Zur Beratung gehören dabei nicht nur Hinweise zu den materiellen Erfordernissen
und Rahmenbedingungen der Sanierung, sondern auch Informationen über finanziel-
le Hilfestellungen.

§ 138
Auskunftspflicht

(1) 1Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung
eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre Beauf-
tragten sind verpflichtet, der Gemeinde oder ihren Beauftragten Auskunft
über die Tatsachen zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanie-
rungsbedürftigkeit eines Gebiets oder zur Vorbereitung oder Durchführung
der Sanierung erforderlich ist. 2An personenbezogenen Daten können insbe-
sondere Angaben der Betroffenen über ihre persönlichen Lebensumstände im
wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die Berufs-, Erwerbs-
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und Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die sozialen
Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindungen, erhoben werden.

(2) 1Die nach Absatz 1 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur zu
Zwecken der Sanierung verwendet werden. 2Wurden die Daten von einem
Beauftragten der Gemeinde erhoben, dürfen sie nur an die Gemeinde weiter-
gegeben werden; die Gemeinde darf die Daten an andere Beauftragte im Sinne
des § 157 sowie an die höhere Verwaltungsbehörde weitergeben, soweit dies
zu Zwecken der Sanierung erforderlich ist. 3Nach Aufhebung der förmlichen
Festlegung des Sanierungsgebiets sind die Daten zu löschen. 4Soweit die erho-
benen Daten für die Besteuerung erforderlich sind, dürfen sie an die Finanzbe-
hörden weitergegeben werden.

(3) 1Die mit der Erhebung der Daten Beauftragten sind bei Aufnahme ihrer
Tätigkeit nach Maßgabe des Absatzes 2 zu verpflichten. 2Ihre Pflichten beste-
hen nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

(4) 1Verweigert ein nach Absatz 1 Auskunftspflichtiger die Auskunft, ist § 208
Satz 2 bis 4 über die Androhung und Festsetzung eines Zwangsgelds entspre-
chend anzuwenden. 2Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383
Abs.1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Ge-
fahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

A N M E R K U N G E N :

Übersicht Rdnr.

1. Allgemeines . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1

2. Verwendung, Weitergabe und Löschung der Daten (Abs.2) . . . . . . . . . . . 4

3. Verpflichtung der Beauftragten (Abs. 3). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

4. Verletzung der Auskunftspflicht, Auskunftsverweigerungsrecht (Abs.4) . . . 8

1. Allgemeines

§ 138 enthält eine detaillierte Regelung über die Auskunftspflicht der Eigentümer, Mie-
ter, Pächter, sonstigen Nutzungsberechtigten sowie ihrer Beauftragten gegenüber der
Gemeinde in Angelegenheiten der Sanierung. Die Vorschrift hat im Hinblick auf das
Volkszählungsurteil des BVerfG (BVerfG, Urt. v. 15.12.1983 – 1 BvR 209, 269, 362,
420, 440, 484/83 – 0026) eine weitgehende Umgestaltung erfahren, die den Vorgaben
dieser Entscheidung Rechnung trägt. Insbesondere enthält die Bestimmung nun eine
ausdrückliche Zweckbindung (§ 138 Abs. 2 Satz 1) und Vorschriften über die Weiterga-
be, Verwertung und Löschung der Daten (Abs.2 Satz 2 bis 4).

Welche Daten erhoben werden können, lässt die Vorschrift weitgehend offen. Eine
Eingrenzung erfolgt jedoch zum einen über den Zweck der Datenerhebung, der sich
aus § 138 Abs. 1 Satz 1 ergibt; insoweit können nur solche Daten abgefragt werden,
deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürftigkeit eines Gebiets oder zur
Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung erforderlich sind. Eine weitere Be-
schränkung ergibt sich aus § 138 Abs.1 Satz 2, der eine Präzisierung für die personen-
bezogenen Daten enthält. Insbesondere dürfen danach Angaben über die persönlichen
Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die Be-
rufs-, Erwerbs- und Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die
sozialen Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindungen erhoben werden. Auch
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für diese personenbezogenen Daten gilt jedoch die Rückbindung des § 138 Abs.1
Satz 1, das heißt, dass eine Erhebung nur zulässig ist, wenn sie i. S. dieser Vorschriften
erforderlich ist. Neben den in § 138 Abs.1 Satz 2 genannten Daten können daher wei-
ter gehende Angaben nur ausnahmsweise verlangt werden.

Durch die Möglichkeit des § 138 wird die Befugnis der Gemeinde gem. § 208 nicht
eingeschränkt. Das bedeutet, dass die Gemeinde die in dieser Bestimmung genannten
Instrumente auch bei städtebaulichen Sanierungen einsetzen kann.

2. Verwendung, Weitergabe und Löschung der Daten (Abs.2)

§ 138 Abs. 2 Satz 1 enthält im Hinblick auf die durch das Volkszählungsurteil notwen-
dig gewordenen Anforderungen eine eindeutige Zwecksetzung für die Verwendung
der erhobenen personenbezogenen Daten. Sie dürfen nur zu Zwecken der Sanierung
verwendet werden. Gemäß § 138 Abs.2 Satz 2 dürfen die von einem Beauftragten der
Gemeinde erhobenen Daten nur an die Gemeinde weitergegeben werden. Die Ge-
meinde darf ihrerseits die Daten an andere Beauftragte i.S.d. § 157 sowie an die höhe-
re Verwaltungsbehörde weitergeben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung erforder-
lich ist; dies kann etwa bei der Gewährung von Fördermitteln notwendig werden.

Eine Sonderregelung für die Weitergabe der Daten an die Finanzbehörden enthält
§ 138 Abs. 2 Satz 4. Soweit die erhobenen Daten für die Besteuerung erforderlich sind,
dürfen sie auch an die Finanzbehörden weitergegeben werden. Die sich insbesondere
aus dem Volkszählungsurteil ergebenden Bindungen hinsichtlich des Datenschutzes
erfordern es allerdings, die Bestimmung eng auszulegen. Eine Weitergabe ist nur bei
ausdrücklicher Anforderung durch die Finanzbehörden zulässig; die Finanzbehörden
dürfen die Daten nur bei Vorliegen konkreter Anhaltspunkte nach Abschluss der vor-
bereitenden Untersuchungen einholen. Die Regelung dürfte daher nur von geringer
praktischer Bedeutung sein.

Gemäß § 138 Abs. 2 Satz 3 sind die erhobenen Daten nach Aufhebung der förmlichen
Festlegung des Sanierungsgebiets wieder zu löschen. Die Bestimmung richtet sich an
die Gemeinde und die höhere Verwaltungsbehörde, nicht aber an die Finanzbehörden.
Insoweit gelten die nach der Abgabenordnung einzuhaltenden Vorschriften (vgl.
Krautzberger, in: BKL, § 138 Rdnr. 8).

3. Verpflichtung der Beauftragten (Abs.3)

Gemäß § 138 Abs. 3 sind die mit der Erhebung der Daten Beauftragten bei Aufnahme
ihrer Tätigkeit nach Maßgabe des Abs.2 zu verpflichten. Die entsprechenden Pflichten
bestehen auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Für Bedienstete der Gemeinde
wäre eine gesonderte Verpflichtung an sich nicht erforderlich, da diese bereits über
ihre allgemeine dienstliche Treuepflicht gebunden sind.

4. Verletzung der Auskunftspflicht, Auskunftsverweigerungsrecht (Abs.4)

§ 138 Abs. 4 Satz 1 enthält die Sanktionen, falls ein Auskunftspflichtiger die Auskunft
verweigert. Die Verpflichtung kann über die Androhung und Festsetzung eines
Zwangsgelds durchgesetzt werden. § 138 Abs.4 Satz 2 regelt ein den allgemeinen, pro-
zessrechtlichen Vorschriften entsprechendes Auskunftsverweigerungsrecht.
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§ 139
Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger

(1) Der Bund, einschließlich seiner Sondervermögen, die Länder, die Gemein-
deverbände und die sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts sollen im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben die
Vorbereitung und Durchführung von städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen
unterstützen.

(2) 1§ 4 Abs. 2 und § 4 a Abs. 1 bis 4 und 6 sind bei der Vorbereitung und Durch-
führung der Sanierung auf Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange
sinngemäß anzuwenden. 2Die Träger öffentlicher Belange haben die Gemeinde
auch über Änderungen ihrer Absichten zu unterrichten.

(3) Ist eine Änderung von Zielen und Zwecken der Sanierung oder von Maß-
nahmen und Planungen der Träger öffentlicher Belange, die aufeinander abge-
stimmt wurden, beabsichtigt, haben sich die Beteiligten unverzüglich mitei-
nander ins Benehmen zu setzen.

A N M E R K U N G E N :

Übersicht Rdnr.

1. Mitwirkungspflicht öffentlicher Aufgabenträger (Abs.1) . . . . . . . . . . . . . 1
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1. Mitwirkungspflicht öffentlicher Aufgabenträger (Abs.1)

§ 139 Abs. 1 begründet eine umfassende Mitwirkungspflicht für öffentliche Aufgaben-
träger. Sie sollen im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben die Vorbereitung und
Durchführung von städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen unterstützen. Diese
Pflicht geht deutlich über die allgemeine Verpflichtung zur Amtshilfe hinaus und
umfasst auch die Verpflichtung zur Bereitstellung von Grundstücken, soweit diese im
Rahmen der Sanierung benötigt werden.

Die Verpflichtung ist als «Soll»-Vorschrift ausgestaltet. Damit wird eine Pflicht für
den Regelfall festgelegt. Würde die Mitwirkung eigene Aufgaben des Aufgabenträger
beeinträchtigen, entfällt selbstverständlich eine entsprechende Verpflichtung. Im Übri-
gen besteht auch kein gerichtlich einklagbarer Rechtsanspruch des betroffenen Bür-
gers oder der für die Sanierung zuständigen Gemeinde.

Öffentliche Aufgabenträger sind – wie § 139 Abs.1 ausdrücklich vorsieht – der Bund,
einschließlich seiner Sondervermögen – wozu nicht die privatisierten Nachfolgeunter-
nehmen von Bundesbahn und Bundespost gehören –, die Länder, die Gemeindever-
bände sowie die sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts – wozu nicht die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaf-
ten gehören.

Die in § 139 Abs. 4 BauGB a.F. enthaltene Sonderregelung für Grundstücke mit beson-
derer Zweckbestimmung ist durch das BauROG gestrichen und in § 146 eingefügt
worden.
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2. Behördenbeteiligung (Abs. 2)

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sind bei der Vorbereitung und
Durchführung der Sanierung in sinngemäßer Anwendung des § 4 Abs.2 und § 4a
Abs. 1 bis 4 und 6 zu beteiligen. Auf die Ausführungen zu diesen Vorschriften kann
insoweit verwiesen werden. Insbesondere sind nicht bei allen Maßnahmen der Ge-
meinde alle Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange einzuschalten; viel-
mehr sind nur die Behörden zu beteiligen, deren Aufgabenbereich durch eine konkre-
te Maßnahme der Gemeinde berührt wird.

§ 139 Abs. 2 Satz 2 enthält umgekehrt die Verpflichtung der Träger öffentlicher Belan-
ge, die Gemeinde auch über Änderungen ihrer Absichten zu unterrichten. Dies dient
einer möglichst frühzeitigen Abstimmung der entsprechenden Planungen.

3. Änderung abgestimmter Maßnahmen und Planungen (Abs.3)

§ 139 Abs. 3 konkretisiert die bereits in Abs.2 enthaltene Verpflichtung der Gemeinde
und der Träger öffentlicher Belange, ihre Planungen – die Sanierung einerseits und
Maßnahmen und Planungen der Träger öffentlicher Belange andererseits – unverzüg-
lich miteinander abzustimmen und sich insoweit ins Benehmen zu setzen, wenn eine
Änderung beabsichtigt ist. Eine über § 139 Abs.2 hinausgehende Verpflichtung ist mit
dieser Bestimmung nicht verbunden.

Zweiter Abschnitt
Vorbereitung und Durchführung

§ 140
Vorbereitung

Die Vorbereitung der Sanierung ist Aufgabe der Gemeinde; sie umfasst
1. die vorbereitenden Untersuchungen,
2. die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets,
3. die Bestimmung der Ziele und Zwecke der Sanierung,
4. die städtebauliche Planung; hierzu gehört auch die Bauleitplanung oder

eine Rahmenplanung, soweit sie für die Sanierung erforderlich ist,
5. die Erörterung der beabsichtigten Sanierung,
6. die Erarbeitung und Fortschreibung des Sozialplans,
7. einzelne Ordnungs- und Baumaßnahmen, die vor einer förmlichen Festle-

gung des Sanierungsgebiets durchgeführt werden.
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